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27. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am 13.03.2014 um 18.30 Uhr im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes Rosenau/Hengstpaß über 
die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. DI Marietta Metzker  
Gottlieb Gösweiner  
Maria Benedetter 
Wolfgang Benedetter 
Wolfgang Eibl 
Daniela Auerbach 
Ing. Anton Santner 
Ing. Harald Humpl 
Ing. Jürgen Steinbichler 
Leopoldine Sanglhuber 
Daniel Huemer 
Irmgard Tramberger 
 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
keine Zuhörer:  
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene Gemeinderatssitzung. Er stellt 
fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung nachweislich geladen wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am  
03. März 2014 an der Gemeindeamtstafel kundgemacht. 
Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die Beschlussfähigkeit ist gegeben.  
Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom  
12. Dezember 2013 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht 
aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können. Weiters informiert der Vorsitzende über einen von ihm selbst 
eingebrachten Dringlichkeitsantrag „Verleihung einer Ehrennadel an den zurück getretenen 
Feuerwehrkommandanten Günther Mateyka“ über dessen Behandlung unter Punkt „Allfälliges“ er zu 
Beginn der Sitzung abstimmen lässt. Er liest den Dringlichkeitsantrag vor und ersucht um eine Behandlung 
unter „17. Allfälliges“. 
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Die Dringlichkeit der Angelegenheit wird von den Gemeinderatsmitgliedern zustimmend zur Kenntnis 
genommen. Der Antrag soll unter Punkt „Allfälliges“ behandelt werden. Danach geht der Vorsitzende zur 
Tagesordnung über. 
 

Tagesordnung 
1. Prüfbericht Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Nachtragsvoranschlag 2013, Vorlage 

und Behandlung im Gemeinderat 
2. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 06.03.2014, Vorlage im Gemeinderat 
3. Rechnungsabschluss 2013, Beschlussfassung 
4. Mietvertrag mit Günther Landlinger, Kündigung bzw. Ruhigstellung, Beratung und 

Beschlussfassung 
5. Finanzierungsplan für Reparaturkosten STEYR CVT 6195 nach Unfall im Herbst 2013 – 

Beschlussfassung 
6. Finanzierungsplan für die Errichtung eines Löschwasserbehälters auf der Hengstpaßhöhe, 

Beschlussfassung 
7. Änderung Dienstpostenplan, Neueinstufung Schulköchin, Beratung und Beschlussfassung 
8. Änderung Rückzahlungskonditionen der Darlehen zum Bau von Wasserversorgungs- und 

Abwasserentsorgungsanlagen, Beschluss der Oö. Landesregierung, Vorlage im Gemeinderat 
9. Übertragungsverordnung vom Gemeinderat auf den Bürgermeister für verfahrensrechtliche 

Angelegenheiten im Zuge einer Bescheidbeschwerdeerhebung, Beratung und Beschlussfassung 
10. Erhöhung des Vergütungssatzes für Gemeindebauhofmitarbeiter bei gemeindeeigenen Baustellen 

sowie Bestimmung eines Stundensatzes bei Verleihung der Bauhofmitarbeiter an Dritte, 
Beschlussfassung 
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11. Baumaßnahmen 2014 der Wildbach- und Lawinenverbauung Generelles Projekt Dambach 1995 – 

Beschlussfassung der Verpflichtungserklärung (Interessentenbeitrag) 
12. Ansuchen von Hermann u. Markus Petroczy um Übernahme der Zufahrtsstraße „Sagbauer“ ins 

öffentliche Gut der Gemeinde und Widmung als Teilstrecke des GW Innerrosenau, Beschlussfassung 
13. Ansuchen von Regina Aigner (Gföll) um Übernahme eines Teiles der privaten Zufahrtsstraße zum 

„Gföll“ ins öffentliche Gut der Gemeinde (Gemeindestraße Mühlreith) 
14. Sitzungstermin 22.05.2014, Verlegung wegen Generalprobe der Theaterrunde 
15. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
16. Bericht des Bürgermeisters 
17. Allfälliges 

 
 

Beschlüsse: 
1. Prüfbericht Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Nachtragsvoranschlag 2013, Vorlage 

und Behandlung im Gemeinderat 
Bgm. Auerbach informiert über den Empfang des Prüfberichtes der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems 
zum Nachtragsvoranschlag 2013 am 11. Dezember 2013 und liest diesen vollinhaltlich vor. 
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Einzelne Punkte des Prüfberichtes werden nochmals eingehend erörtert. Besonders die Überschreitungen der 
Investitionen im Ordentlichen Haushalt über die € 5000-Grenze werden vom Bürgermeister aufgelistet. 
Dabei werden aber bereits die genauen Zahlen des Rechnungsabschlusses 2013 und nicht jene vom 
Nachtragsvoranschlag 2013 herangezogen. 

• Hauptverwaltung Gebäude € 2.074,48: Glasfaseranschlüsse weitere Kosten für Citynetz 

• Hauptverwaltung Amtsausstattung € 2.262,04: 1 PC (Buchhaltung), 1 Konferenzset 

• Feuerwehr Betriebsausstattung € 1.956,40: Fingerprintscanner (Eingang) 

• Volksschule Gebäude € 1.000: Brandmeldeanlage gebraucht 

• Schülerausspeisung € 3.240: E-Herd 

• Bücherei € 595,20: 1 Computer für Bücherei (€ 360,-- Landeszuschuss) 

Nach einem nachträglichen Ansuchen um Anerkennung der Investitionen beim Haushaltsausgleich bei der IKD 
wurde uns mitgeteilt, dass diese Investitionen beim Vorsprachetermin am 26.03.2014 mit dem 
Gemeindereferenten (Ing. Entholzer) zu besprechen sind. Für die Investition zur Brandmeldeanlage in der 
Volksschule wurde bereits ein Ansuchen um Mitfinanzierung durch die Abteilung Bildung gestellt. Die 
Investitionen im OHH 2014 wurden ja bereits nach der Vorprüfung des Voranschlages 2014 auf die 
Höchstgrenze von € 5.000 korrigiert. Da die Investitionen aber meistens dringend notwendig sind, und die 
nachträgliche Buchung auf Investitionskonten durch die Gemeindebuchhaltung nicht direkt beachtet werden, 
kommt es zu solchen Überschreitungen. Die Gemeinde selbst tritt dann nur mehr als Bittsteller vor die 
Gemeindeabteilung und dürfte nicht einmal Entscheidungen über solche geringen Investitionen mehr selber 
treffen. Da diese Angelegenheit für die Gemeinde ein großes Problem darstellt, möchte Bügermeister Auerbach 
mit dem Gemeindereferenten Ing. Entholzer darüber sprechen. 
 
Ing. Humpl bemerkt, dass die übrigen Punkte im Prüfbericht buchhalterische Angelegenheiten betreffen, es gibt 
daher keine weiteren Anfragen mehr zum Prüfbericht. Der Punkt „Essen auf Rädern“ wurde schon mehrmals im 
Gemeinderat besprochen. Der Abgang bei diesem Gebarungsabschnitt wird vom Gemeinderat eigens akzeptiert.  
 
Zu den außerordentlichen Vorhaben merkt Bgm. Auerbach an, dass die Ausfinanzierungen der geringen 
Beträge in einem Bedarfszuweisungsmittelantrag zusammengefasst werden.  
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Auch den Punkt über die Protokollierung von Änderungen des aufgelegten Voranschlagsentwurfes spricht Ing. 
Harald Humpl kurz an.  AL Sölkner erwähnt, dass er notwendige Korrekturen bei der Voranschlagerstellung 
immer gleich vornimmt, damit diese nicht vergessen werden. Deshalb weicht der aufgelegte 
Voranschlagserstentwurf vom jenen, der zur Gemeinderatssitzung aufliegt schon etwas ab. Die vorgenommenen 
Änderungen werden aber anlässlich der Gemeinderatssitzung erläutert und erwähnt. Auch die Protokollierung 
dazu wird dementsprechend vorgenommen.  
Ansonst gibt es keine Wortmeldungen mehr zum Prüfbericht.  
 
2. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 06.03.2014, Vorlage im Gemeinderat 
Der Vorsitzende liest auch den Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 06.03.2014 vor. 

 
Der Prüfbericht vom Prüfungsausschuss wird ohne weitere Wortmeldungen von den Gemeinderatsmitgliedern 
zur Kenntnis genommen. 
 
3. Rechnungsabschluss 2013, Beschlussfassung 
Die Auflage des Rechnungsabschlussentwurfes 2013 wurde mit Kundmachung vom 26.02.2014 an der 
Amtstafel angeschlagen. Der vorliegende Rechnungsabschluss wurde am 06.03.2014 im Gemeindevorstand und 
im Prüfungsausschuss behandelt. Von beiden Organen wird die Beschlussfassung im Gemeinderat empfohlen. 
Den Fraktionsobleuten und den Mitgliedern des Gemeindevorstandes bzw. des Prüfungsausschusses wurde der 
Rechnungsabschluss in Papierform bereits zur Verfügung gestellt. Für die weiteren Gemeinderatsmitglieder 
wurden Zusammenfassungen mit den Gesamtübersichten über den Ordentlichen und Außerordentlichen 
Haushalt, die Abweichungen zum Voranschlag 2013 über € 1.000 und der Schuldennachweis zu den 
Sitzungsunterlagen dazu gegeben.  
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Anhand dieser Abschriften erläutert der Bürgermeister nochmals die Rechnungsergebnisse 2013.  
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Im Intranet der Gemeindehomepage steht der Rechnungsabschlussentwurf 2013 und alle weiteren 
Sitzungsunterlagen schon seit 06.03.2014 allen Gemeinderatsmitgliedern zur Einsicht zur Verfügung. 
Bgm. Auerbach hält eigens die Haushaltssummen vom Ordentlichen Haushalt sowie den Sollabgang fest. 
 
OHH Ausgaben € 2.167.681,19  
OHH Einnahmen € 1.833.842,03 Sollfehlbetrag OHH 2013:  -€ 333.839,16 
 
Ing. Harald Humpl fügt hinzu, dass die Reduktion bei den Kommunalsteuereinnahmen durch das 
Insolvenzverfahren der Fa. ROHOL über € 23.319,55, die im Zuge des Verfahrens seitens der Gemeinde 
Rosenau/Hp. als Kommunalsteuerrückstand angemeldet wurden, anzuführen sind. An dieser Stelle hofft der 
Vorsitzende auf einen guten Weiterbetrieb der Fa. ROHOL. Dazu hört man die unterschiedlichsten Haltungen. 
Da es ansonsten keine weiteren Fragen bzw. Feststellungen zum Rechnungsabschlussentwurf gibt, beantragt der 
Bürgermeister die Beschlussfassung über den vorgetragenen Rechnungsabschluss. Mit einem Zeichen mit der 
Hand stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder der Beschlussfassung des Rechnungsabschlusses 2013 
einstimmig zu.  
   
4. Mietvertrag mit Günther Landlinger, Kündigung bzw. Ruhigstellung, Beratung und 

Beschlussfassung 
Der Vorsitzende muss zu diesem Tagesordnungspunkt zum Einen den Mietvertrag mit Herrn Landlinger und 
zum Zweiten sein Ansuchen um Ruhigstellung vom 16.12.2013 in Erinnerung rufen. 
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Da sich der Bürgermeister vor einer Behandlung dieses Gegenstandes im Gemeinderat persönlich mit Herrn 
Landlinger darüber unterhalten wollte, versuchte er ihn mehrmals zu kontaktieren. Leider nahm sich Herr 
Landlinger jedoch nicht die Zeit dazu, weshalb Bgm. Auerbach annehmen muss, dass seine Absichten, ein 
Nahversorgungsgeschäft in Rosenau/Hp. zu betreiben, in die Zukunft verschoben wurden oder vielleicht gar 
nicht mehr bestehen. Des weiteren hat sich Bgm. Auerbach beim RAW Dr. Erich Bernögger befragt, welche 
Maßnahmen zu welchen Konsequenzen bei einer Vertragsbeendigung führen können. Dieser teilte ihm mit, 
dass es eine Ruhigstellung, wie sie Herr Landlinger beantragt, nicht gibt. Es gibt nur die Möglichkeiten einer 
Mietfreistellung oder einer Beendigung des bestehenden Mietvertrages. Auch die Tatsachen, dass Herr 
Landlinger bisher lediglich ein neues Eingangsportal und ein neues Fenster in das Geschäftsgebäude einbauen 
ließ und für keines der 5 Monate seit Mietvertragsunterzeichnung weder die Miete noch die Betriebskosten 
beglich, lassen die Gemeinderatsmitglieder auf einen in dieser Angelegenheit unseriösen Geschäftspartner 
schließen. Die Gemeinderatsmitglieder sind aus diesen Gründen der Ansicht, das Geschäftslokal sollte 
nochmals zur Vermietung an einen Geschäftsbetreiber ausgeschrieben werden und das bestehende 
Mietverhältnis mit Herrn Landlinger gemäß § 6 des Mietvertrages (Vorzeitige Vertragsauflösung) beendet 
werden. Sein Hauptgrund für die Ruhigstellung, das Jausengeschäft der Fa. ROHOL scheint während des 
Insolvenzverfahrens kein sicheres Standbein zu sein, ist für die Gemeinderasmitglieder nur zu einem kleinen 
Teil nachvollziehbar. Immerhin wollte Herr Landlinger neben dem Jausengeschäft in der Fa. ROHOL ein 
kleines Cafe, eine Imbissecke sowie einen Nahversorger mit nicht verderblichen Lebensmitteln einrichten. 
Auch das Geschäft mit Touristen und Wanderern wurde von ihm selbst einkalkuliert. Nach einer eingehenden 
Diskussion rund um die Betreibung eines Nahversorgungsgeschäftes in den Räumlichkeiten von Rosenau/Hp. 
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Nr. 97 einigen sich die Gemeinderatsmitglieder darauf, den Mietvertrag mit Herrn Landlinger aufzulösen und 
die Räumlichkeiten nochmals zur Vermietung für einen Betreiber eines Nahversorgungsgeschäftes neu 
auszuschreiben. Ing. Harald Humpl und Frau Vizebgm. DI Marietta Metzker weisen dabei besonders auf eine 
Kontaktaufnahme mit Herrn Josef Edtbauer (ADEG in Spital am Pyhrn) hin. Nach § 6 der Mietvereinbarung 
müssen daher zunächst die Rückstände des Mietzinses (€ 180 monatlich) und der Betriebskosten mit einer 
Nachfristsetzung von 14 Tagen und mittels eingeschriebenen Briefes nochmals eingefordert werden. Falls Herr 
Landlinger die Rückstände nicht begleicht, kann der Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist aufgelöst 
werden. Außerdem wird das Mietobjekt nicht vertragsgemäß benutzt, was den Vermieter (Gemeinde 
Rosenau/Hp.) ebenfalls zu einer vorzeitigen Vertragsauflösung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrsit gemäß § 
6 der Mietvereinbarung ermächtigt. Ing. Harald Humpl wiederholt seine Ansichten in Bezug auf das 
Geschäftsgebäude. Er wäre erneut dafür, das gemeindeeigene Geschäftsgebäude verkaufen zu wollen. 
Aufgrund des Antrages des Vorsitzenden wird die vorzeitige Vertragsauflösung gemäß § 6 der 
Mietvereinbarung, wie soeben besprochen, einstimmig mittels Handzeichen der Gemeinderatsmitglieder 
beschlossen, sollte die Eintreibung der Miet- und Betriebskostenrückstände erfolglos bleiben. Bgm. 
Auerbach möchte dennoch mit dem Rechtsanwalt Dr. Bernögger die Vorgehensweise besprechen und sich 
somit rechtlich für die Gemeinde absichern.  
 
5. Finanzierungsplan für Reparaturkosten STEYR CVT 6195 nach Unfall im Herbst 2013 – 

Beschlussfassung 
Nachdem Traktorunfall im Herbst vorigen Jahres, wurde der Traktor STEYR CVT 6195 repariert. Die dabei 
angefallenen Kosten samt Eigenleistungen des Bauhofvorarbeiters wurden mit Bedarfszuweisungsmitteln 
bereits im Jänner 2014 refinanziert. Dennoch muss der Finanzierungsplan vom Gemeinderat im Nachhinein 
beschlossen werden. Der Finanzierungsplan stammt vom 8. Jänner 2014. Er wird vom Bürgermeister 
vorgetragen.  

 
Auf Antrag des Vorsitzenden wird der Finanzierungsplan zu den Reparaturkosten des STEYR CVT 6195 
einstimmig per Handzeichen beschlossen. 
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6. Finanzierungsplan für die Errichtung eines Löschwasserbehälters auf der Hengstpaßhöhe, 

Beschlussfassung 
Ein weiterer Finanzierungsplan (mit Bedarfszuweisungsmitteln des Landes), nämlich jener für die Errichtung 
eines Löschwasserbehälters auf der Hengstpaßhöhe liegt ebenfalls zur Beschlussfassung im Gemeinderat vor. 
Der Bürgermeister liest den Finanzierungsplan vom 06.02.2014 vor und beantragt dessen Beschlussfassung. 
 

 
Seinem Antrag stimmen wiederum alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. 
Der Vorsitzende informiert weiters, dass der Zuschuss vom Landesfeuerwehrverband und die Ausschreibung 
der Errichtungsarbeiten mit dem Landesfeuerwehrverband erfolgreich vereinbart werden konnte. Frau 
Sanglhuber fragt nach, wo der Löschbehälterstandort vorgesehen ist. Bgm. Auerbach erläutert den Standort auf 
dem gemeindeeigenen Grundstück Nr. 1351/2 (Parkplatz vor der Hengstpaßhütte des Nationalparkes Oö. 
Kalkalpen). Es könnte jedoch passieren, dass man aus Platzmangel auch eine Fläche von der Österreichischen 
Bundesforste AG Nr. 1347/8 benötigt. Wenn dies der Fall ist, wird mit der ÖBF AG ein Dienstbarkeitsvertrag 
abgeschlossen werden müssen.  
 
7. Änderung Dienstpostenplan, Neueinstufung Schulköchin, Beratung und Beschlussfassung 
Bei einer Besprechung mit einer Gewerkschaftsvertreterin und der Schulköchin Viola Edlinger kam u. a. auch 
zur Sprache, dass ein Dienstposten einer Schulköchin, die die Küche selber führt (Speiseplan, Einkauf, usw.) 
die Belohnung in GD 21 anstelle GD 23 zu erfolgen hätte. Deshalb haben sich Bgm. Auerbach und AL Sölkner 
den Personalakt von Frau Edlinger nochmals genauer angesehen. Dabei wurde ein Schreiben der 
Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems vom 2. September 2008 gefunden, wo schon auf die mögliche 
Einstufung der Schulköchin in GD 21 hingewiesen wurde. Deshalb haben sich die beiden nochmals an die 
Direktion Inneres und Kommunales um eine Stellungnahme gewandt, wenn der Gemeinderat die Einstufung des 
Dienstpostens der Schulköchin in GD 21 beschließen würde. Das Antwortschreiben der IKD kam erst heute im 
Gemeindeamt an. Bgm. Auerbach liest dieses vor. 
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Demnach ist auch die Aufsichtsbehörde der Gemeinde der Ansicht, dass der Dienstposten der Schulköchin in 
GD 21 zu belohnen ist. Zur Bemerkung über das Beschäftigungsausmaß wurde der IKD erläutert, dass die 
Schulköchin, Viola Edlinger, zusätzlich mit 0,10 PE als Reinigungskraft im Gemeindebauhof beschäftigt ist und 
die 50 % Beschäftigungsausmaß als Schulköchin schon bei der Vorgängerin berechnet wurden. Der Vorsitzende 
informiert weiters über den Unterschied bei der Belohnung zwischen GD 23 und GD 21. Die höhere Eisntufung 
bedeutet für Frau Edlinger einen Mehrlohn von € € 56,60 brutto monatlich. Ing. Harald Humpl bemerkt, dass 
damit der Abgang beim Gebarungsabschnitt Schulküche um knapp € 800 anwächst. Bgm. Auerbach ist der 
Auffassung diese Erhöhung des Fehlbetrages müsste beim Einkauf von Lebensmittel einzusparen sein. 
Aufgrund der Darstellungen beantragt der Bürgermeister die Einstufung des Dienstpostens der Schulköchin von 
GD 23 auf GD 21 zu erhöhen. Der Dienstpostenplan muss ohnehin nach dieser Beschlussfassung wiederum zur 
Genehmigung beim Amt der Oö. Landesregierung vorgelegt werden. Seinem Antrag stimmen die 
Gemeinderatsmitglieder einstimmig mit einem Handzeichen zu. Der Dienstpostenplan wird in u.a. Form 
beschlossen und im Anschluss an die Sitzung für 14 Tage kundgemacht werden, ehe um eine Genehmigung 
dieser Planänderung angesucht wird. Die Einstufung in GD 21 wird erst mit der Genehmigung des 
Dienstpostenplanes der IKD wirksam und die Belohnung erst mit diesem Datum umgestellt.  
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8. Änderung Rückzahlungskonditionen der Darlehen zum Bau von Wasserversorgungs- und 

Abwasserentsorgungsanlagen, Beschluss der Oö. Landesregierung, Vorlage im Gemeinderat 
Das Amt der Oö. Landesregierung, die Direktion Inneres und Kommunales hat mit Schreiben vom 27. 
November 2013 über den Beschluss der Landesregierung, die Rückzahlungskonditionen der Darlehen an 
Gemeinden, Wasserverbände, Wassergenossenschaften und privatrechtliche Unternehmen zum Bau von 
Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsanlagen informiert und um eine entsprechende Information 
innerhalb des Gemeinderates ersucht. Der Vorsitzende liest den Beschluss der Oö. Landesregierung vom  
11. November 2013 deshalb vor. 

 
Die Gemeinderatsmitglieder nehmen ohne Kommentare die Verlängerung des zins- und tilgungsfreien 
Zeitraumes bis 31.12.2015 für derartige Darlehen zur Kenntnis. 
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9. Übertragungsverordnung vom Gemeinderat auf den Bürgermeister für verfahrensrechtliche 

Angelegenheiten im Zuge einer Bescheidbeschwerdeerhebung, Beratung und Beschlussfassung 
Im Zusammenhang mit der Einführung der Landesverwaltungsgerichte ab 01.01.2014 empfiehlt der Oö. 
Gemeindebund die Übertragungsverordnung gem. § 43 Abs. 4 der Oö. GemO 1990 idgF für Bürgermeister zu 
beschließen. Damit könnten Entscheidungen  über Anträge auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung in 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, die Entscheidung, ob von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung 
abgesehen wird und die Entscheidung, ob ein Widerspruch erhoben wird vom Bürgermeister selbst getroffen 
werden, ohne dass er dazu den Gemeinderat damit befassen muss. Dazu hat der Oö. Gemeindebund das AVG-
(Berufungs-)Verfahren  schematisch dargestellt und eine Musterverordnung zur Beschlussfassung zur 
Verfügung gestellt. Bgm. Auerbach erklärt sich in dieser Angelegenheit für befangen, da die 
Übertragungsverordnung für ihn als Bürgermeister gilt und übergibt Frau Vizebgm. DI Metzker den Vorsitz. 
Frau Metzker liest die Unterlagen, die auch den Fraktionen bereits bei den Sitzungsunterlagen zur Verfügung 
standen, vor. 
 

 
Auch eine Checkliste für den Bürgermeister sowie die Musterbescheide über die Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren bzw. ein Bescheidmuster für eine 
Beschwerdevorentscheidung gem. § 14 VwGVG wurden als Hilfestellung übermittelt. Nach der Erläuterung der 
Vorsitzenden der Fristen für den Vorlageantrag und die Beschwerdevorentscheidung befürworten auch die 
Gemeinderatsmitglieder die vorgeschlagene Übertragungsverordnung an den Bürgermeister. Deshalb wird auf 
Antrag von Frau Vizebgm. DI Marietta Metzker die im Anschluss angeführte Übertragungsverordnung 
einstimmig mit einem Handzeichen beschlossen. 
 
 
 
 



 - 660 - 
 

Übertragung verfahrensrechtlicher Entscheidungen bei Erhebung einer Bescheidbeschwerde 
(gem. Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG) vom Gemeinderat auf den Bürgermeister 

 
VERORDNUNG 

 
des Gemeinderates der Gemeinde ROSENAU am Hengstpaß vom 13.03.2014 mit der einzelne in die Zuständigkeit des Gemeinderates 
fallende verfahrensrechtliche Angelegenheiten im Zuge einer Bescheidbeschwerdeerhebung auf den Bürgermeister übertragen 
werden. 
Aufgrund des § 43 Abs. 4 der Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl Nr. 91/1990, idF LGBl Nr. 90/2013), wird verordnet: 
 

§ 1 
Die nachfolgenden in die Zuständigkeit des Gemeinderates fallenden Angelegenheiten werden zur Gänze in die Zuständigkeit des 
Bürgermeisters übertragen: 
 

1. die Entscheidung über Anträge auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren, 

2. die Entscheidung, ob gem. § 14 Abs. 2 VwGVG von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung abgesehen wird, 
3. die Entscheidung, ob ein Widerspruch gem. § 18 Abs. 3 VwGVG erhoben wird. 

 
§ 2 

Der Bürgermeister hat dem Gemeinderat über diese Entscheidungen in der nächsten Sitzung zu berichten. 
 

§ 3 
Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
 
 
angeschlagen am: 14.03.2014 
abgenommen am: 01.04.2014    Die Vizebürgermeisterin: 
 

 
10. Erhöhung des Vergütungssatzes für Gemeindebauhofmitarbeiter bei gemeindeeigenen Baustellen 

sowie Bestimmung eines Stundensatzes bei Verleihung der Bauhofmitarbeiter an Dritte, 
Beschlussfassung 

Anlässlich der Gebarungsprüfung im Sommer 2012 hat die Aufsichtbehörde die Erhöhung der Stundensätze für 
Gemeindebauhofmitarbeiter bei Verleihung an Dritte und zuletzt mit Schreiben der Direktion Inneres und 
Kommunales vom 18.02.2014 gefordert. Der Gemeindevorstand als zuständiges Organ in 
Finanzangelegenheiten hat sich damit bei der Sitzung am 24.02.2014 auseinandergesetzt. Dabei hat dieser einen 
Vorschlag für den Gemeinderat erarbeitet. Der Bürgermeister wiederholt die Ergebnisse aus der 
Gemeindevorstandssitzung und beantragt die Beschlussfassung für folgende Tarife. 
 

Vergütungssatz für Gemeindebauhofmitarbeiter bei der Verrechnung auf gemeindeeigenen Baustellen: 
€ 32,-- per 01.01.2014 
Stundensatz für Gemeindebauhofmitarbeiter bei Verleihung an Dritte bzw. bei Leistungen, die durch Versicherungen gedeckt 
sind: € 43,-- per 01.01.2014 
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Die Gemeinderatsmitglieder befürworten die Erhöhungen bei den Vergütungssätzen der 
Gemeindebauhofmitarbeiter, wie sie der Gemeindevorstand vorschlägt. Deshalb werden wiederum einstimmig 
auf Antrag des Vorsitzenden beide Tarife bei der Darstellung der Kosten für Gemeindebauhofmitarbeiter 
beschlossen. 
 
11. Baumaßnahmen 2014 der Wildbach- und Lawinenverbauung Generelles Projekt Dambach 1995 – 

Beschlussfassung der Verpflichtungserklärung (Interessentenbeitrag) 
Mit Schreiben vom 03.02.2014 hat die Wildbach- und Lawinenverbauung die Verpflichtungserklärung zum 
Interessentenbeitrag für die Baumaßnahmen 2014 zum Generellen Projekt Dambach 1995 übermittelt. Diese 
gilt es, alljährlich durch den Gemeinderat beschließen zu lassen, damit der anteilige Interessentenbeitrag über 
5,5 % von der Gemeinde bestätigt wird.  
 
Bgm. Auerbach liest das Schreiben und die Verpflichtungserklärung vor.  
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Seinen Antrag, die Verpflichtungserklärung über einen Beitrag von € 2.750,-- zu beschließen, bestätigen alle 
Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand. Weiters erläutert der Vorsitzende, dass bei dem 
geplanten Bedarfszuweisunsgmittelantrag für die Dambachverbauung auch die Kosten für das FJ 2014 
eingerechnet werden. 
 
12. Ansuchen von Hermann u. Markus Petroczy um Übernahme der Zufahrtsstraße „Sagbauer“ ins 

öffentliche Gut der Gemeinde und Widmung als Teilstrecke des GW Innerrosenau, Beschlussfassung 
Bgm. Auerbach informiert über den Antrag der Brüder Hermann und Markus Petroczy um Übernahme der 
privaten Zufahrtsstraße zum Anwesen „Sagbauer“ ins öffentliche Gut und Widmung als Teilstrecke des 
Güterweges Innerrosenau. Er liest das Ansuchen vor und beschreibt den Lageplan bzw. das Orthophoto der 
Zufahrtsstraße, die sich mit etwa 300 lfm Länge bemisst.  



 - 663 - 
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Er erläutert weiters, dass die Öffentlichmachung der Zufahrtsstraße auch mit dem Wegeerhaltungsverband 
Eisenwurzen, Herrn DI Erich Breuer und Herrn Herbert Gebeshuber, vereinbart ist. Die notwendige 
Vermessung des Straßengrundstückes wurde beim Geometer Hasitschka von den Herren Petroczy bereits 
veranlasst. Der Unterbau des Straßenkörpers wird von ihnen selbst repariert, damit die Straße dann jederzeit 
asphaltiert werden kann. Da auch die Gemeinderatsmitglieder für die Öffentlichmachung der noch privaten 
Wege sind, beantragt der Vorsitzende die Beschlussfassung über die Übernahme der Zufahrtsstraße „Sagbauer“ 
zum Öffentlichen Gut und Widmung als Güterweg „Innerrosenau“. Seinem Antrag stimmen alle 
Gemeinderatsmitglieder mit einem Handzeichen zu. 
 
13. Ansuchen von Regina Aigner (Gföll) um Übernahme eines Teiles der privaten Zufahrtsstraße zum 

„Gföll“ ins öffentliche Gut der Gemeinde (Gemeindestraße Mühlreith) 
Ein weiteres Ansuchen um Übernahme einer privaten Zufahrtsstraße ins öffentliche Gut der Gemeinde 
Rosenau/Hp. liegt zur Behandlung im Gemeinderat vor. Frau Regina Aigner (vulgo Gföll) hat um die 
Übernahme einer Teilstrecke der Zufahrtsstraße zum Gföll ins öffentliche Gut angesucht.  
Wiederum liest der Vorsitzende das Ansuchen vor. 
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Nur eine Teilstrecke bis zur Parzellengrenze 101-109/2 aus dem Grund, da die Umwidmung der 
Gründlandflächen in Wohngebiet genau bis zu diesem Graben erfolgte. Die Hofzufahrt zum Gföll möchte Frau 
Aigner in ihrem Grundeigentum belassen. Da die Straße in der Siedlung bis zur Zufahrtsstraße als 
Mühlreithgemeindestraße gewidmet ist, wird man das zu übernehmende Straßenstück ebenfalls als 
Gemeindestraße und Teilstück der Mühlreithgemeindestraße widmen. Auch in dieser Angelegenheit zeigen die 
Gemeinderatsmitglieder ihre zustimmende Haltung bei einer Übernahme ins Öffentliche Gut der Gemeinde. 
Deshalb beantragt der Bürgermeister das gelb markierte Teilstück der Zufahrtsstraße zum Gföll ins Öffentliche 
Gut der Gemeinde zu übernehmen. Die Gemeinderatsmitglieder stimmen wiederum einstimmig mit einem 
Handzeichen zu. Der Vorsitzende erläutert weiters, dass zum Übernahmeverfahren in dieser Angelegenheit die 
Kostenteilung des Vermessungsaufwandes zwischen der Grundeigentümerin und der Gemeinde bereits 
vereinbart wurden, da man alle Übernahmeverfahren zuvor in dieser Form abgewickelt hat. Auch dazu zeigen 
die Gemeinderatsmitglieder einstimmig ihre Zustimmung. Wem der Verkehrsflächenbeitrag darauf hin 
verrechnet werden muss, müssen sich die Gemeindeverantwortlichen genauer ansehen. Normalerweise müssten 
den Grundeigentümer außer für die neu gewidmeten Baugrundstücken der Verkehrsflächenbeitrag bereits 
verrechnet worden sein.   
 
14. Sitzungstermin 22.05.2014, Verlegung wegen Generalprobe der Theaterrunde 
Bgm. Auerbach informiert über ein mündliches Ersuchen der Theaterrunde, den nächsten Sitzungstermin für 
den Gemeinderat am 22.05.2014 zu verlegen, da genau an diesem Donnerstag Abend die Generalprobe für die 
Aufführungen zum darauffolgenden Wochenende stattfinden sollte und bei der Theaterrunde drei 
Gemeinderatsmitglieder dabei sind. Ing. Harald Humpl ist zwar der Meinung, dass die Öffentlichkeit die 
Verschiebung einer Gemeinderatssitzung aus solch einem Grund nicht verstehen wird, zeigt sich dennoch 
bereit, die Vorverlegung dieser Sitzung auf  Donnertag, 15.05.2014 ebenfalls 18.30 Uhr zu akzeptieren. Auch 
die weiteren Mitglieder des Gemeinderates zeigen ihr Einverständnis. Deshalb wird die nächste Sitzung auf 
Donnerstag, 15.05.2014, 18.30 Uhr vorverlegt und dies einstimmig vereinbart. Der neue Sitzungstermin wird 
von sämtlichen anwesenden Gemeinderatsmitgliedern notiert. 
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15. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
Maria Benedetter, Obfrau des Kulturausschusses, kann darüber informieren, dass ein Stoff (20 lfm) für die 
Gilets zur Rosenauer Tracht bereits angekauft wurde. Wolfgang Bendetter und der Bürgermeister selbst haben 
diese schon nähen lassen und haben sie heute zum Vorzeigen bereits an, da sie gerade von der Schneiderin 
(Maria Berger) aus Edlbach kommen. Wer so eine Rosenauer Männertracht (schwarze oder Lederhose, weißes 
Hemd, Gilet) haben möchte, könnte sich den notwendigen Stoff ankaufen und nähen lassen. Frau Maria Berger 
würde das Gilet zum Preis von € 170,-- samt Materialkosten anfertigen. Den Gemeinderatsmitgliedern gefallen 
die Gilets der Rosenauer Männertracht sehr gut. 
Weiters kann Frau Benedetter von der gut besuchten Faschingsroas am Faschingssamstag, den 01.03.2014 
berichten. Es machte großen Spaß mit den maskierten Veranstaltungsbesuchern den Fasching in Rosenau/Hp. 
zu feiern.  
Für die am 22.02.2014 abgehaltene Fackelwanderung meint die Obfrau, müsste man sich etwas Neues einfallen 
lassen, um die Veranstaltung in Zukunft zu attraktivieren.  
Da Frau Benedetter auch Arbeitskreisleiterin der Gesunden Gemeinde ist, informiert sie über die 
Abnehmgruppe, die am  11.03.2014 begonnen hat und sich nun regelmäßig in der Volksschule trifft. Insgesamt 
haben sich 12 gesundheitsbewusste Teilnehmer zum „gemeinsamen Bewegen und leicht Genießen“ angemeldet. 
Wegen der Abhaltung einer Muttertagsfeier muss der Kulturausschuss demnächst zusammenkommen.  
 
Frau Leopoldine Sanglhuber, die Obfrau vom Tourismus- und Verkehrsausschuss informiert von der 
Begehung der Mühlreithsiedlung mit dem Verkehrssachverständigen Ing. Maximillian Angerer und Frau 
Angelika Fechtig von der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems am 10.03.2014. Dabei wurde die 
Straßenkilometrierung zwecks Festsetzung des Ortsgebietes Mühlreith entlang der L550 Hengstpaßstraße 
aufgenommen sowie die Straßenabschnitte entlang der Mührleithgemeindestraße wegen einer 30 km/h-
Zonenbeschränkung begangen. Das Ortsgebiet wurde auf der Ostseite auf das Grundstück von Herrn Norbert 
Seebacher erweitert.  
Ing. Angerer empfiehlt die Beschlussfassung der 30 km/h-Zonenbeschränkung in der gesamten 
Mühlreithsiedlung. Die Kundmachung dieser Zonenbeschränkung reicht mit einer 30 km/h 
Geschwindigkeitsbeschränkungstafel am Beginn der Einfahrt in die Mühlreithsiedlung, da es sich ausschließlich 
um Sackgassen in die Siedlung handelt. Mit der Verordnung des Ortsgebietes wird Herr Angerer eine 
entsprechende Verkehrssachverständigengutachten zur 30 km/h-Zone übermitteln. Erst danach kann die Zone 
im Gemeinderat per Verordnung beschlossen werden. 
 
16. Bericht des Bürgermeisters 
Bgm. Auerbach erzählt von der Unterschriftenliste der Bewohner der Mührleithsiedlung, die er heute im 
Gemeindeamt erhalten hat. Insgesamt haben 31 Siedlungsbewohner die Petition unterzeichnet. Bgm. Auerbach 
liest den Text des Begehrens vor.  
 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, mit diesem Schreiben möchten wir auf die Lärm-, Schmutz-  und 

Geruchsbelästigung,  welche durch das Lagern von Hackschnitzel am ehemaligen Straßenmeistereigelände 

verursacht wird, aufmerksam machen. 

Wir als Bewohner der Mühlreithsiedlung fühlen uns dadurch massiv in unserem Lebensraum eingeschränkt. 

Durch den Gestank ist ein Aufenthalt im Freien (besonders für Kinder) fast nicht mehr möglich. Zusätzlich 

treten auch schon die ersten gesundheitlichen Beschwerden bei den Bewohnern auf. Auch die Lärmbelästigung 

durch das Ab-, Auf- und Umladen der Hackschnitzel ist besonders in den Abendstunden (nach 17.00 Uhr) und 

am Wochenende nicht zu dulden. 

Wir bitten Sie hiermit um ihre volle Unterstützung und Ausschöpfung aller rechtlichen Schritte, damit ein Leben 

in der Mühlreithsiedlung wieder lebenswert wird. 
 

Bgm. Auerbach will zunächst mit dem Eigentümer und Vermieter des Geländes, Herrn Mittermüller, und dem 
Hackgutbetrieb, der Familie Eibl, über die Angelegenheit sprechen ehe man rechtliche Schritte einleitet.  
 

Von der Biathlonanlage in Innerrosenau kann der Bürgermeister nicht viel berichten, da aufgrund des 
Schneemangels im heurigen Winter auch die Langlaufstaatsmeisterschaften nicht ausgetragen werden konnten. 
Dennoch versucht der neue Betreiberverein auch einen Sommerbetrieb der Anlage für sportliche und 
touristische Zwecke zu gewährleisten. Wegen der Umwandlung der beiden Darlehen vom Bundeskanzleramt in 
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nicht rückzahlbare Förderungen, müssen sämtliche Belege über die Verwendung dieser Gelder und eine genaue 
Beschreibung der Situation beim Sportministerium eingebracht werden.  
 
Am 10.03.2014 hatten er und AL Sölkner in der Marktgemeinde Molln eine Besprechung mit der 
Gemeindevertretung von Molln, dem Verkehrssachverständigen Ing. Maximillian Angerer, Frau Angelika 
Fechtig (Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems) und Vertretern des Oö. Nationalpark Kalkalpen und der 
ÖBf AG bezüglich einer zeitweisen Tonnagenbeschränkung auf der Bodinggrabenstraße.  
Jedes Jahr zahlen die beiden Gemeinden große Beträge in die Sanierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen der 
Straße, welche hauptsächlich durch die Holzabfuhren vom Nationalpark, den Bundesforsten und ein paar 
wenigen Grundanrainern passieren. Eine Tonnagenbeschränkung zu einer bestimmten Zeit im Frühjahr, wenn 
die Holztransporte gemacht werden, hat für den Verkehrssachverständigen keinen Sinn, da es auch in den 
Sommermonaten immer wieder zu flutartigen Regenfällen kommt, die die Straße in große Mitleidenschaft 
ziehen. Eine generelle Tonnagenbeschränkung kann den Bewirtschaftern nicht zugemutet werden. Deshalb hat 
man nun vereinbart, die Straße und die Brücken auf ihre Tragfähigkeit durch die Bodenprüfstelle überprüfen zu 
lassen. Sollte sich dabei herausstellen, dass die schweren Fahrzeuge eigentlich verboten werden hätten müssen, 
will man mit den Grundanrainern zusammen den Straßenkörper erneuern und asphaltieren. Man vermutet, dass 
erst dann die großen Grundeigentümer (Nationalpark Oö. Kalkalpen und Österreichische Bundesforste AG) die 
Mitfinanzierung der Straßeninstandsetzung einsehen und akzeptieren werden.  
 
Was die geplante Sanierung des Amtsgebäudes anbelangt, soll beim Vorsprachetermin beim LHStv. Ing. 
Entholzer am 26.03.2014 eine Vor- bzw. Zwischenfinanzierung für die bereits zugesagten 
Bedarfszuweisungsmittel zwecks einer vollständigen Sanierung im heurigen Sommer vereinbart werden.. 
 
17. Allfälliges 
Zunächst wiederholt der Bürgermeister den Dringlichkeitsantrag zur Verleihung einer Ehrennadel an den 
zurück getretenen Feuerwehrkommandanten Günther Mateyka, zu dessen Behandlung die 
Gemeinderatsmitglieder zu Beginn der Sitzung zugestimmt hatten.  



 - 668 - 

 
Auch die Gemeindratsmitglieder sind der Ansicht, dass der lange und intensive Einsatz von Herrn Günther 
Mateyka für die Freiwillige Feuerwehr Rosenau/Hengstpaß von der Gemeinde entsprechend gewürdigt 
werden sollte. Eine Ehrennadel der Gemeinde Rosenau/Hp. sollte dies am besten zum Ausdruck bringen. Den 
Verleihungstermin anlässlich der Jahreshauptversammlung der Feuerwehr am 12. April 2014 merken sich die 
Gemeinderatsmitglieder gleich vor, da ja lt. Verordnung der Gemeinde zur Ehrungen und Auszeichnungen 
vom 20. April 2006 anlässlich einer Verleihung einer Ehrennadel der gesamte Gemeinderat einzuladen ist.  
Auf Antrag des Vorsitzenden wird einstimmig beschlossen, Herrn Günther Mateyka für seine Verdienste für 
die Gemeinde als Kommandant der Freiwilligen Feuerwehr Rosenau/Hp. über 19 Jahre lang, die Ehrennadel 
der Gemeinde Rosenau/Hp. zu verleihen. Die Verleihung sollte anlässlich der Jahreshauptversammlung der 
Feuerwehr am 12. April 2014 erfolgen. 
 
Ing. Harald Humpl ergänzt die Angaben vom Bürgermeister bezüglich der Unterschriftenliste der Bewohner 
der Mühlreithsiedlung. Auch eine widmungswidrige Wohnungsvermietung an die Familie des Gastwirtes der 
Pizzeria „Milano“ in Windischgarsten sollte mit dem Geländeeigentümer, Herrn Hintermüller, nochmals 
besprochen und überdacht werden. Auch diese Angelegenheit wird der Bürgermeister Herrn Hintermüller 
nochmals verdeutlichen.  
Weiters erwähnt Herr Humpl das Thema Raumordnung und fragt beim Bürgermeister nach, ob hinsichtlich 
einer Wohngebietswidmung auf dem Grundstück der Fam. Wurmhöringer am Wurbauerkogel und dem 
Grundstück der Fam. Christa Immitzer bei der Raumordnungsabteilung andere, positive Zustimmungen 
erreicht werden können. Bgm. Auerbach kann dabei von keinen Zustimmungen zu Umwidmungen sprechen. 
Herr Kadar, der die Angelegenheiten schon mehrmals begutachtet hat, ist nach wie vor gegen eine 
Umwidmung.  
 
 



 - 669 - 
Das Grundstück von Christa Immitzer, welches zu einem größeren Teil der Gemeinde Edlbach angehört, 
sollte eigentlich von der Gemeinde Edlbach umgewidmet werden. Das notwendige Umwidmungsverfahren ist 
seitens des Gemeindeamtes von Edlbach aber noch nicht einmal eingeleitet worden. Für die Umwidmung 
eines Grundstückes der Fam. Wurmhöringer in Wohngebiet liegt aber auch noch kein Antrag der Familie 
selbst vor. Erst mit einem solchen könnte der Bürgermeister in dieser Angelegenheit nochmals bei der 
Abteilung Raumordnung nachfragen und tätig werden. Dennoch will der Bürgermeister mit dem Direktor der 
Abteilung Raumordnung in diesen Angelegenheiten Kontakt aufnehmen. Ing. Harald Humpl erwähnt dazu, 
dass Wirtschaftslandesrat Michael Strugl Programme zur Abwehr der Landflucht verstärkt beginnen will. Er 
versteht darunter auch, dass damit gewisse Haltungen der Raumordnung überdacht werden müssen.  
In der Angelegenheit Immitzer denkt Bgm. Auerbach sogar an eine Gemeindegrenzbereinigung 
selbstverständlich in Abstimmung mit der Gemeinde Edlbach, da die Gemeindegrenze direkt durchs Haus von 
Christa Immitzer führt. Für das Grundstück der Familie Norbert Seebacher in der Mühlreithsiedlung gilt 
dasselbe. Ing. Harald Humpl will wegen den Raumordnungsangelegenheiten (bzw. Abwehr der Landflucht) 
ein Gespräch mit LR Michael Strugl führen. Auch Bgm. Auerbach will zur Besprechung solcher Themen 
Herrn LHStv. Ing. Entholzer nach Rosenau/Hp. einladen.  
Da es keine weiteren Wortmeldungen zum Punkt Allfälliges gibt, beendet der Vorsitzende die Sitzung um 
20.15 Uhr. 
 

 
 

Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer    ___________________________ 

 
 
 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
13.03.2014 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete 
Beschluss gefasst wurde. 
 
 
 
Rosenau, 15.05.2014   Der Vorsitzende: 
 

 
     ____________________________ 
 
 
 
Maria Benedetter 
GR, Fraktionsobfrau SPÖ   ___________________________ 
 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR, Fraktionsobmann ÖVP  ___________________________ 


